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Drudesache Nr. 955 


Antrag 

der Fraktionen der CDU/CSU, FDP und DP 


Der Bundestag wolle besdiließen, dem folgenden Gesetzentwurf die 
Zustiinmung zu erteilen: 


Entwurf 

ein^s 

Richterwahlgesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 


§1 

(1) Die Richter des Obersten Bundesgeriditea und der oberen Bun- 
desgeridite werden von dem zuständigen Bundesminister gemeinsam 
mit einem Richterwahlausscbuß berufen und vom Bundespräsidenten 
ernannt. 

(2) Bei der Berufung eines Richters an das Oberste Bundesgericht 
wirkt der Bundesjustizminister, bei der Berufung eines Richters 
an ein oberes Bundesgericht der für das jeweilige Sachgebiet zu- 
ständige Bundesminister mit. 


§ 2 

Der Richterwahlausschuß besteht aus Mitgliedern kraft Amtes und 
Mitgliedern kraft Wahl. 


§ 3 

Mitglieder kraft Amtes im Ausschuß, der die Richter eines oberen 
Bundesgerichtes wählt, sind die Landesminister (Senatoren), zu 
deren Geschäftsbereich die diesem oberen ßundesgericht im Instanzen- 
zug untergeordneten Gerichte des Landes gehören, oder ihre Stell- 
vertreter 


Druck: Budidruckerei R. Madel, Bonn, Argelanderscraße Bl 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße 30 
und Wiesbaden, Nietzschestraße 1 



§4 

(1) Die Mitglieder kraft Wahl müssen zum Bundestag wählbar und 
im Rechtsleben erfahren sein. 

(2) Sie können nicht Mitglied einer gesetzgebenden Körperschaft 
des Bundes oder eines Landes sein. 

§ 5 

(1) Die Mitglieder kraft Wahl beruft der Bundestag auf die Dauer 
von sechs Jahren. 

(2) Soweit sich nicht mindestens zwei Drittel der Mitglieder des 
Bundestages über die Person der Ausschußmitglieder kraft Wahl 
in einem gemeinsamen Wahlvorschläg einigen, werden sie nach den 
Regeln der Verhältniswahl gewählt. 

(3) Jede Fraktion des Bundestages kann eine Vorschlagliste ein- 
bringen. Aus den Summen der für jede Liste abgegebenen Stimmen 
wird nach dem Höchstzahlverfahren (d’Hondt) die Zahl der auf 
jeder Liste gewählten Mitglieder errechnet. Gewählt sind die Mit- 
glieder in der Reihenfolge, in der ihr Name auf der Liste erscheint. 

(4) Gewählt werden 24 Mitglieder. 

§ 6 

(1) Die Zahl der bei der Wahl eines Richters mitwirkenden Mit- 
glieder kraft Wahl bestimmt sich nach der Zahl der Mitglieder 
kraft Amtes, die berechtigt sind, an der Wahl teilzunehmen. 

(2) Wer von den Mitgliedern kraft Wahl bei einer Richterwahl mit- 
wirkt, wird durch das Los bestimmt, das der zuständige Bundes- 
minister (§ 12) zieht. Uber die Auslosung ist eine Niederschrift 
aufzunehmen. 


§ 7 

(1) Die Tätigkeit im Richterwahlausschuß ist ehrenamtlich. 

(2) Die Mitglieder erhalten für ihre Tätigkeit die gleiche Entsdiä- 
digung wie die Mitglieder des Bundestages für die Teilnahme an 
der Sitzung eines Bundestagsausschusses. 

§ 8 

Die Mitglieder kraft Wahl können jederzeit ihr Amt niederlegen. 
Der Verzicht ist schriftlich gegenüber dem Bundesminister der 
Justiz zu erklären. 



§9 

(1) Der Bundesminister der Justiz verpflichtet die Mitglieder des 
Richterwahlausscliusses diivdi Handsdilag auf geredite und ge« 
wissenhafte Pflichterfüllung. 

(2) Die Mitglieder sind zur Verschwiegenheit über alle Vorgänge 
verpflichtet, die ihnen auf Grund ihrer Tätigkeit im Riditerwahl- 
aussdiuß bekannt werden. Die Genehmigung zur Aussage in ge- 
richtlichen Verfahren erteilt der Bundesminister der Justiz. 

§ 10 

(1) Ein Mitglied des Richterwahlausschusses ist von der Mitwirkung 
bei der Wahl eines Richters ausgeschlossen, wenn die Voraussetzungen 
des § 41 Nr. 3 der Zivilprozeßordnung vorliegen. 

(2) Ein Mitglied kraft Wahl kann von jedem Mitglied des Richter- 
wahlausschusses wegen Besorgnis der Befangenheit abgelehnt werden. 
Uber die Ablehnung entscheidet der Richterwahlausschuß unter 
Ausschluß des Abgelehnten. Erklärt sich ein Mitglied kraft Wahl 
für befangen, so bedarf es keiner Entscheidung. 

(3) Anstelle des ausscheidenden Mitglieds kraft Wahl tritt ein an- 
deres Mitglied kraft Wahl, das nach § 6 Abssatz 2 zu bestimmen ist. 

§ 11 

(1) Der zuständige Bundesminister oder sein Stellvertreter beruft 
den Richterwahlausschuß ein und führt den Vorsitz. Er hat kein 
Stimmrecht. 

(2) Die Einladung muß die Tagesordnung für die Sitzung des 
Richterwahlausschusses enthalten und den Mitgliedern mindestens 
eine Woche vor der Sitzung zugehen. 

§ 12 

(1) Die Sitzungen des Richterwahlausschusses sind nicht öflTentlidi. 

(2) über jede Sitzung wird eine Niederschrift gefertigt. 

§ 13 

Der zuständige Bundesminister und die Mitglieder kraft Amtes 
können Vorschläge für die Wahl der Bundesrichter machen. 

§ 14 

(t) Der zuständige Bundesminister legt dem Rieht erwahlaus schuß 
die Personalakten der für ein Richteramt Vorgeschlagenen vor. 

(2) Zur Vorbereitung der Entscheidung bestellt der Richterwahl- 
ausschuß zwei seiner Mitglieder als Berichterstatter. 



Der Richterwahlausschuß prüft, ob der für ein Richteramt Vorge- 
schlagene die sachlichen und persönlichen Voraussetzungen für 
dieses Amt besitzt. 


§ 16 

(1) Der Richterwahlausschuß entscheidet in geheimer Abstimmung 
mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen. 

(2) Er ist beschlußfähig, wenn mehr als die Hälfte der Mitglieder 
kraft Amtes und der Mitglieder kraft Wahl anwesendest. 

§ 17 

Der zuständige Bundesminister erklärt im Anschluß an die Wahl 
ob er ihr zustimmt oder nidit. 


§ 18 

Der Bundespräsident ernennt den Gewählten nach Zustimmung 
des zuständigen Bundesministers zum Bundesrichter. 

§ 19 


Dieses Gesetz tritt am 


in Kraft. 


Bonn, den 13. Mai 1950 


Dr. von Brentano und Fraktion 
Frau Dr, Weber (Essen) 

Hoogen 
Kiesinger 
Dr, Kopf 
Dr. Sdiatz 


Dr. Oellers und Fraktion 
Dr. von Merkatz 
Neumayer 
Onnen 

Dr. Schneider 


Dr. Mühlenfeld und Fraktion 



